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PROF. PETER FILZMAIER

Filzmaier
analysiert

Die Zukunft der

Österreich setzt da seit
Jahrzehnten auf das

Modell der Sozialpartner-
schaft. Arbeiter- und Wirt-
schaftskammer sowie Ge-
werkschaften sind unterei-
nander und mit der Regie-
rung um Zusammenarbeit
bemüht. Wenn die Interes-
senvertretungen von Unter-
nehmern und deren Mit-
arbeitern uneinig sind, wird
am Verhandlungstisch ein
gemeinsamer Mittelweg ge-
funden. Das ist gut, denn
Streiks sind sauteuer.

In der Metallindustrie
etwa kosten sie die Fir-

men 30 bis 50 Millionen
Euro pro Tag. Auch der
Wirtschaftsstandort und das
Image als verlässlicher
Handelspartner leiden. Der
streikende Arbeitnehmer
bekommt kein Geld. Oder
nur aus dem irgendwann
leeren Streiktopf der Ge-
werkschaft. Gefährdet wird
neben der wirtschaftlichen
Entwicklung Österreichs
auch der soziale Friede. Zu
Gewalt als Arbeitskampf-
maßnahme darf es nie
kommen.

Die Sozialpartner ha-
ben eine Erfolgsge-

schichte. In 16 der letzten 25
Jahre gab es keine einzige
Streiksekunde. Auch wenn
Arbeitgeber weniger Lohn
zahlen und Arbeitnehmer
mehr haben wollen, wurden
Verhandlungsresultate von
allen als fair empfunden.
Zugleich gibt es Interessen,
die man Seite an Seite
gegenüber der Regierung
vertreten kann. Beispiels-
weise niedrigere Steuern
und Lohnnebenkosten für
Pensions- und Krankenver-
sicherung.

Momentan ruinieren
aber die Sozialpartner

von den Kammern über die
Gewerkschaften bis zur
mitbeteiligten Industriellen-
vereinigung durch ständige
Uneinigkeit ihren guten
Ruf. Auch weil man insbe-
sondere beim 12-Stunden-
Tag weniger über Sachfra-
gen streitet als einen Stell-
vertreterkrieg zwischen Re-
gierung und Opposition
führt.

Der Vorwurf an die Ge-
werkschaften lautet, dass
mit den Streiks primär
gegen die ÖVP/FPÖ-Regie-
rung protestiert wird. Um-
gekehrt freuen sich die ÖVP
und Sebastian Kurz unter-
stützende Firmenbesitzer zu
sehr, dass die Regierung
beim Arbeitszeitgesetz viele
ihrer Wünsche erfüllt hat.
Das gilt generell für das
Regierungsprogramm, und
im Bewusstsein der Stärke
überspannt man den Bogen.

Ins Fäustchen lacht sich
die FPÖ. Sowohl bei

den Arbeiterkammerwahlen
als auch in der Wirt-
schaftskammer bekamen die
Freiheitlichen weniger als

10 Prozent der Stimmen.
Zur Erinnerung: Als Partei
waren es auf Bundesebene
2017 rund 26 Prozent, also
weit mehr als das Doppelte.
Die FPÖ ist somit in den
Kammern und in der So-
zialpartnerschaft kaum ver-
treten.

Einen solchen Bereich –
wo man nichts zu reden hat
und keinen Blumentopf ge-
winnt – würde Vizekanzler
Heinz-Christian Strache am
liebsten abschaffen. Was
freilich im Parteiinteresse

nachvollziehbar ist, macht
als Teil der Regierung kei-
nen schlanken Fuß. Darf
Strache die bewährte So-
zialpartnerschaft über Bord
werfen wollen, nur weil es
der eigenen Partei in den
Kram passt?

Die populäre bis popu-
listische Argumenta-

tion der FPÖ ist, dass jeder
von uns gesetzlich in einer
Kammer sein muss und
Beiträge blecht. Das wäre
ungerecht. Doch durch die
Pflichtmitgliedschaft müs-

Im Parlament wurde
vorgestern das
Arbeitszeitgesetz –
Stichwort „12-
Stunden-Tag“ – wild
diskutiert. Zugleich sind
Lohnverhandlungen in
der Industrie
gescheitert. Es folgten
Warnstreiks.Werden
Firmen sowie Arbeiter
undAngestellte ihre
Interessenkonflikte
künftig auf der Straße
austragen?
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Sozialpartnerschaft

sen die Kammern alle be-
troffenen Österreicher ver-
treten. Speziell in Debatten
mit der Regierung. Es darf
nicht sein, dass Maximal-
arbeitszeit und Mindestlohn
nur für einen Teil der
arbeitenden Menschen gel-
ten und der Rest eben Pech
hat.

Eine Errungenschaft der
Sozialpartner ist, dass sogar
die Gewerkschaft als Verein
mit freiwilligen Mitgliedern
immer für Nicht-Mitglieder
mitverhandelt. Zugleich soll

sich im Interessenwettbe-
werb nicht bloß der Wille
des Stärkeren oder Reiche-
ren durchsetzen. Das Kam-
mersystem garantiert, dass
Kleinunternehmen und An-
gestellte aus „kleinen“ Be-
rufsgruppen gleich gut ver-
treten sind.

Was zudem für die So-
zialpartner spricht und

im aktuellen Streit unter-
geht: Sie leisten eine exzel-
lente Servicefunktion. Wer
selbstständig statt angestellt
ist, der weiß, wie viele Vor-

schriften und Regeln es gibt.
Ohne Beratung der Wirt-
schaftskammer stünde man
oft mangels Wissen mit
einem Bein im Gefängnis.

Nehmen wir umgekehrt
als Beispiel eine Frau, die für
den selben Job um 500 Euro
weniger bekommt als ein
Mann. Obwohl der um
nichts mehr oder besser
arbeitet. Wie so ein Unrecht
bekämpfen? Der Weg zum
Rechtsanwalt wäre für die
Frau ein großes Prozess-
und Kostenrisiko. Der Zu-

spruch eines Politikwissen-
schafters ist für sie sowieso
nullkommanull wert. Daher
braucht es die Arbeiterkam-
mer, weil es nicht um Ein-
zelfälle geht, sondern das
tägliche Brot.

Die Punkte 6 und 7 gelten
freilich nur, wenn die So-
zialpartnerschaft ihre
Handlungsfähigkeit weiter
beweist und Ergebnisse zu-
stande bringt. Mit zu vielen
Konflikten wird von den
eigenen guten Leistungen
abgelenkt.

Die Metalltechnische Industrie kündigte
für Montag Streiks an, sollten die Lohnver-
handlungen scheitern (li.). Auch im Parla-
ment ist man sich nach wie vor nicht über
das neueArbeitszeitgesetz einig (re.).
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